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Verordnung 
über die Kraftfahr-Haftpflicht-Versicherung.

Vom 16. November 1901
§ 1

(1) Alle Halter und Fahrer von Kraftfahrzeugen oder 
Anhängern, die von der Deutschen Volkspolizei im Ge­
biet der Deutschen Demokratischen Republik nach der 
Straßenverkehrszulassungsordnung (StVZO) zum Ver­
kehr auf öffentlichen Straßen zugelassen oder registriert 
werden, sind im Rahmen der Allgemeinen Bedingungen 
für die Kraftfahr-Haftpflicht-Versicherung vom 13. Ok­
tober 1955 (GBl. I S. 821) gegen die Folgen der gesetz­
lichen Haftpflicht aus dem Gebrauch dieser Fahrzeuge 
bei der Deutschen Versicherungs-Anstalt bzw. bei der 
Vereinigten Großberliner Versicherungsanstalt ver­
sichert.

(2) Für die im Abs. 1 genannten Fahrzeuge sind 
Beiträge zur Kraftfahr-Haftpfiicht-Versicherung zu 
entrichten.

§ 2
(1) Die Beiträge für die Kraftfahr-Haftpflicht-Ver- 

sicherung richten sich nach den vom Minister der Finan­
zen genehmigten Tarifen.

(2) Für Fahrzeuge der Haushaltsorganisationen wer­
den Beiträge zur Kraftfahr-Haftpflicht-Versicherung 
nicht erhoben.

(3) Die Zahlung der Beiträge zur Kraftfahr-Haft- 
pflicht-Versicherung für volkseigene Betriebe rihtet 
sich nach der Dritten Durchführungsbestimmung vom 
23. Februar 1952 zum Gesetz über die Versicherung der 
volkseigenen Betriebe (GBl. S. 199) bzw. nach den be­
stehenden Globalversicherungsverträgen.

§ 3
(1) Die Beitragsschuld für das Kalenderjahr entsteht 

für
a) zugelassene bzw. registrierte Fahrzeuge am 

1. Januar;
b) neu zugelassene bzw. neu registrierte Fahrzeuge 

mit der Zulassung bzw. Registrierung.
(2) Beitragsschuldner ist der Fahrzeughalter.

§ 4
(1) Der nach § 2 Abs. 1 geschuldete Beitrag ist zu ent­

richten
a) für die am 1. Januar zugelassenen bzw. registrier­

ten Fahrzeuge in Höhe des Jahresbeitrages;
b) für Fahrzeuge, die neu zugelassen bzw. neu regi­

striert werden, vor der Aushändigung des Zu- 
lassungs- oder Registrierscheines in Höhe des An­
teils vom Jahresbeitrag, der sich für die Zeit vom 
Anfang des Zulassungsmonats bis zum 31. Dezem­
ber ergibt.

(2) Auf Antrag kann bei Fuhr-, Speditions- und Ver­
kehrsbetrieben die Zahlung in Halbjahresbeträgen ge­
stattet werden.

§ 5
(1) Der Zahlungsnachweis ist Bestandteil der Fahr­

zeugpapiere und ist auf Verlangen den Organen der 
Deutschen Volkspolizei und den dazu bevollmächtig­
ten Kontrollorganen vorzuzeigen.

(2) Bei nicht rechtzeitiger Zahlung des geschuldeten 
Beitrages wird Verzugszuschlag erhoben. Die Höhe de« 
Verzugszuschlages regelt der Minister der Finanzen.

(3) Kann der Fahrzeughalter den Zahlungen ach wei« 
nicht erbringen, so kann der Beitrag für das laufende 
und das vorangegangene Kalenderjahr nachgefordert 
werden.

(4) Rückständige Beiträge können im Verwaltungs­
wege zwangsweise eingezogen werden.

§ 0
(1) Durchführungsbestimmungen erläßt der Minister 

der Finanzen.
(2) Der Minister der Finanzen ist berechtigt, die Er­

hebung des Beitrages zur Kraftfahr-Haftpflicht-Ver- 
sicherung im Interesse der Fahrzeughalter und der Ver­
waltungsvereinfachung mit der Erhebung anderer ge­
setzlicher Zahlungsverpflichtungen der Fahrzeughalter 
zu verbinden.

(3) Der Minister der Finanzen kann die Verordnung 
auch auf solche Fahrzeuge ausdehneri, die nicht dem Zu­
lassungsverfahren der Deutschen Demokratischen Re-


